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Der europäische Verfassungsprozess –
Grundlagen, Werte und Perspektiven

I. Einleitung

„Europa war über Jahrhunderte eine Idee, eine Hoffnung auf Frieden und
Verständigung. Diese Hoffnung hat sich erfüllt. Die europäische Einigung
hat uns Frieden und Wohlstand ermöglicht. Sie hat Gemeinsamkeit
gestiftet und Gegensätze überwunden. Jedes Mitglied hat geholfen,
Europa zu einigen und Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu stärken.
Der Freiheitsliebe der Menschen in Mittel- und Osteuropa verdanken wir,
dass heute Europas unnatürliche Teilung endgültig überwunden ist. Wir
haben mit der Europäische Einigung unsere Lehren aus blutigen
Auseinandersetzungen und leidvoller Geschichte gezogen. Wir leben
heute miteinander, wie es nie zuvor möglich war. Wir Bürgerinnen und
Bürger der Europäischen Union sind zu unserem Glück vereint.“

So beginnt die Erklärung anlässlich des 50. Jahrestages der
Unterzeichnung der Römischen Verträge, die sogenannte „Berliner
Erklärung“. Sie fährt fort: „Wir verwirklichen in der Europäischen Union
unsere gemeinsamen Ideale“. Als solche werden die unantastbare Würde
des Menschen, seine unveräußerlichen Rechte, die Gleichberechtigung
von Frauen und Männern, das Streben nach Frieden und Freiheit, nach
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, nach gegenseitigem Respekt und
Verantwortung, nach Wohlstand und Sicherheit, nach Toleranz und
Teilhabe, Gerechtigkeit und Solidarität genannt. All dies findet sich
inhaltlich auch im Vertrag über eine Verfassung für Europa, dem
sogenannten Verfassungsvertrag (EVV), der am 29. Oktober 2004 in Rom
unterzeichnet wurde, aber noch nicht in Kraft getreten ist, weil er erst von
16 der 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union ratifiziert wurde, wobei
nach den ablehnenden Volksabstimmungen in Frankreich und den
Niederlanden für diese Mitgliedstaaten besondere Hindernisse, jedenfalls
politischer Art, für eine Ratifizierung jedenfalls dieses
Verfassungsvertrages bestehen. Zu seinem In-Kraft-Treten bedarf der
Verfassungsvertrag nämlich der Ratifikation durch alle Mitgliedstaaten im
Einklang mit ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften. Zu den
Mitgliedstaaten, die den Verfassungsvertrag noch nicht ratifiziert haben,
gehört übrigens auch die Bundesrepublik Deutschland. Zwar haben
Bundestag und Bundesrat bereits im Jahr 2005 mit überwältigender
Mehrheit, die weit über die hier erforderliche Zweidrittelmehrheit
hinausgeht, zugestimmt. Die Ratifikation ist aber bis zur Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts über die Verfassungsbeschwerde und



Organklage des Bundestagsabgeordneten Dr. Gauweiler, die dieser
gegen das deutsche Vertragsgesetz erhoben hat, blockiert, wobei sich die
Frage stellt, ob das Bundesverfassungsgericht diese Sache bewusst
„liegen lassen“ darf, und ob die – grundsätzlich verfassungsrechtlich
gebotene – Selbstbindung des für die Ratifikation zuständigen
Bundespräsidenten, die Entscheidung des Bundesverfassungsgericht
abzuwarten, zeitlich unbegrenzt gilt.

Auch die weiteren Feststellungen und Bekundungen der Berliner
Erklärung finden ihre Entsprechung im Verfassungsvertrag. Dies gilt auch
für die in den Medien als Novum hervorgehobene Absicht, in der
Energiepolitik und beim Klimaschutz gemeinsam voranzugehen, und
unseren Beitrag zu leisten, um die globale Bedrohung des Klimawandels
abzuwenden, da gemäß Art. III-256 EVV die Energiepolitik der Union im
Rahmen der Verwirklichung oder des Funktionierens des Binnenmarktes
und unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Erhaltung und der
Verbesserung der Umwelt unter anderem das Ziel der Förderung der
Energieeffizienz und von Energieeinsparungen zur Entwicklung neuer und
erneuerbarer Energiequellen hat (lit. c). Somit findet sich in der Berliner
Erklärung eine Reihe von Anklängen an den Verfassungsvertrag, die
Erwähnung des Verfassungsvertrags selbst oder des Begriffs
„Verfassung“ wird aber peinlichst vermieden. Vom Auftrag des
Europäischen Rates von Brüssel vom 15. / 16. Juni 2006 und dem
erklärten Schwerpunkt der Agenda der deutschen Ratspräsidentschaft,
den Verfassungsprozess voranzubringen, bleibt nicht mehr als das
Bekenntnis, man sei heute „in dem Ziel geeint, die Europäische Union bis
zu den Wahlen zum Europäischen Parlament 2009 auf eine erneuerte
gemeinsame Grundlage zu stellen“. Dies gibt Anlass, über die Probleme
des aktuellen Verfassungsprozesses ebenso nachzudenken, wie über den
Verfassungsgedanken in der europäischen Integration überhaupt, seine
Grundlagen, Werte und Perspektiven, und schließlich, wie es mit dem
Verfassungsprozess weitergehen könnte.

II. Der Verfassungsgedanke in der europäischen Einigung

1. Vorläufer

Als „Verfassungselemente“ im weitesten Sinne könnte man bereits die seit
dem Ausgang des Mittelalters entstandenen Entwürfe ansehen, die mit
den Gedanken der Friedenssicherung, der Supranationalität, der
Förderung von Wirtschaft und Handel und der Machterhaltung die
Grundlagen der Europa-Idee und damit der europäischen Integration
geprägt haben. Zumindest entwicklungsgeschichtlich bahnbrechend war
die Schrift Immanuel Kants „Zum ewigen Frieden“ von 1795, die nicht
spezifisch auf Europa, sondern universell angelegt war. Gleichzeitig mit
dem Wiener Kongress 1814/15 erschien der „Entwurf eines europäischen
Staatenbundes“ von Karl Christian Friedrich Krause sowie die Schrift des
Grafen Claude Henri de Saint-Simon und seines Schülers Augustin
Thierry „De la réorganisation de la societé eurpéenne ou de la nésessité
des moyens de rassembler les peuples de l’Europe en un seul corps



politique en conservant à chacun son indépendence nationale“, die dem
Wiener Kongress überreicht wurde. Berühmt geworden ist die Rede des
französischen Schriftstellers Victor Hugo als Präsident des Pariser
Weltfriedenskongresses von 1849, in der er den Tag kommen sah, an
dem sich die Vereinigten Staaten von Amerika und die Vereinigten
Staaten von Europa „Angesicht in Angesicht“ gegenüber stehen, über die
Meere sich die Hand reichen würden. Ein Zusammenschluss der
demokratischen Völker entsprach Mitte des 19. Jahrhunderts dem Geist
der revolutionären Massen. Auf dem Hambacher Fest ließ Johann Georg
August Wirth am 27. Mai 1832 das „Konföderierte Republikanische
Europa“ dreimal hochleben. Doch ungeachtet der verbreiteten Erkenntnis
und Forderung nach notwendiger Zusammenarbeit zur Sicherung von
Frieden und Wohlstand war das 19. Jahrhundert vom Nationalismus
geprägt. So schlitterte Europa, in Anlehnung an die berühmten Worte des
späteren englischen Premierminister Lloyd George, in den Ersten
Weltkrieg. Die Erfahrungen dieser Katastrophe und der aus ihr
resultierende Bedeutungsverlust Europas führten zu Ideen wie denen des
böhmischen Grafen Richard Coudenhove-Kalergi, dessen 1923
erschienenes Buch „Paneuropa“ mit den Worten begann: „Dieses Buch ist
bestimmt, eine große politische Bewegung zu retten, die in allen Völkern
Europas schlummert“. Als Ziel seiner Bewegung proklamierte er den
Zusammenschluss der paneuropäischen Staaten zu einem politisch-
wirtschaftlichen Staatenbund, dessen „Krönung“ an den Vereinigten
Staaten von Amerika orientierte Vereinigte Staaten von Europa sein
sollten. Die von ihm gegründete Paneuropa-Union existiert noch heute. Es
bedurfte aber erst der noch größeren Katastrophe des Zweiten Weltkriegs,
um die Europa-Idee Realität werden zu lassen.

2. Verfassungsentwürfe für Europa

Die Europabewegung während und nach dem Zweiten Weltkrieg brachte
neben politischen Studien und Manifesten auch ausformulierte
Verfassungsentwürfe hervor. Genannt sei hier nur der Vorentwurf einer
europäischen Verfassung des zweiten Kongresses der Union Européenne
des Féderalistes (UEF) von 1948, der eine Charta der Grundrechte
einbezog, die über dem Verfassungsgesetz stand und die politischen,
wirtschaftlichen und sozialen Rechte der Einzelpersonen, der Gruppen
von Einzelpersonen und der Körperschaften definierte. Die Versammlung
(Parlament) der 1951 gegründeten Montanunion (Europäische
Gemeinschaft für Kohle und Stahl - EGKS) forderte von den Regierungen
der damals sechs Mitgliedstaaten einen Verfassungsentwurf, den diese
allerdings spurlos in den Ministerien verschwinden ließen. Die
Bestrebungen der 70erJahre, die als unzulänglich empfundenen
Institutionen und Mechanismen der EWG zu verbessern, führten
schließlich über den Spinelli-Bericht zum Entwurf eines Vertrages zur
Gründung der Europäischen Union, den das Europäische Parlament am
14. Februar 1984 beschloss. Die Entschließung des Europäischen
Parlaments vom 10. Februar 1994 forderte „Das Projekt einer
europäischen Verfassung“. Den folgenden Bestrebungen ging es vor
allem um eine Vereinheitlichung des Vertragswerks, das nach der



Gründung der aus der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ)
hervorgegangenen Europäischen Union durch den Vertrag von Maastricht
aus dem EU-Vertrag und den Verträgen zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaften EWG, ab dann und jetzt EG, EAG (Europäische
Atomgemeinschaft) und der 2002 ausgelaufenen EGKS bestand.

III. Die bestehenden Verträge als „Verfassung“ der Europäischen Union
bzw. der Europäischen Gemeinschaft

Als „Verfassung“ der Europäischen Union bzw. der Europäischen
Gemeinschaft werden auch die bestehenden Verträge zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaften bzw. der Europäischen Union bezeichnet.
Der Gerichthof der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) spricht von der
„Verfassungsurkunde der Gemeinschaft, dem Vertrag“. Dieser Gedanke
ist nicht neu. In der bisweilen als „grundgesetzintrovertiert“ gescholtenen
deutschen Staatsrechtslehre wurde bereits Anfang der 60erJahre die
Konstituierung der EG seitens Deutschland durch das Mittel des
völkerrechtlichen Vertrages zusammen mit den Verfassungsgebern
anderer Mitgliedstaaten als internationale Verfassungsgebung bezeichnet,
vom „verfassungsrechtlichen Charakter“ der Begründung der EWG
gesprochen. Sicher wurden und werden auch heute noch dagegen
Einwände erhoben, die „Verfassungsfähigkeit“ der Europäischen Union
und das Bedürfnis Europas nach einer „Verfassung“ bezweifelt. Soweit
solche Einwände auf die fehlende Staatsqualität der EG abstellen, geben
sie zwar zur Klarstellung Anlass, greifen aber nicht durch. Erkennt man,
dass der Verfassungsbegriff vor allem deshalb auf den Staat bezogen ist,
weil der Staat die Form politischer Herrschaft war, die es mit Hilfe der
Verfassung zu ordnen und in Schranken zu weisen galt und gilt, und
bezieht man dies auf alle Erscheinungsformen institutionalisierter
politischer Herrschaft, so spricht dies für einen weiten Verfassungsbegriff,
der auch das Primärrecht der EG bzw. EU erfasst, da dieses die
öffentliche Gewalt der EG bzw. der EU, die in weiten Bereichen
„Staatsfunktionen“ übernommen haben, im Interesse der Bürger ordnen
und begrenzen soll. Dabei muss man sich freilich der Besonderheit der
EG bzw. EU, vor allem des Unterschiedes zu einem Staat, bewusst
bleiben und darf nicht aus dem Verfassungsbegriff im schlechten Sinne
begriffsjuristische Deduktionen entwickeln. Da diese Gefahr im
„dynamischen“ Gemeinschaftsrecht durchaus besteht, erklären sich
manche allergische Reaktionen auf die Verwendung des Begriffs
„Verfassung“, und zwar nicht allein im wissenschaftlichen Bereich,
sondern – wie bei der Bewertung der ablehnenden Referenden in
Frankreich und den Niederlanden zu zeigen sein wird – auch in der
Meinung der Bürger.

IV. Die Entstehung des Vertrags über eine Verfassung für Europa

1. Der sogenannte Post-Nizza-Prozess

Der Vertrag von Nizza vom 26. Februar 2001 wird in vielen Bereichen zu
Recht als unbefriedigend empfunden. Die Schuld dafür schrieb man dem



gegenwärtigen Verfahren der Vertragsänderung, die das Aushandeln der
Verträge einer Regierungskonferenz der Mitgliedstaaten überlässt, zu,
und zwar dieser als „Nizza-Methode“ bezeichneten Praxis generell und
nicht deren unglücklicher Handhabung unter der französischen
Präsidentschaft im Dezember 2000. Dass der Vertrag von Nizza viele
Fragen offen ließ, wird in der beigefügten Erklärung (Nr. 23) der
Schlussakte der Konferenz von Nizza zur Zukunft der Union deutlich, die
den sogenannten „Post-Nizza-Prozess“ festlegt. Diesem wurden u.a. die
Ziele Abgrenzung der Kompetenzen zwischen der EU und der
Mitgliedstaaten, Festlegung des Status der Charta der Grundrechte der
Europäischen Union, Behandlung der Rolle der nationalen Parlamente in
der Architektur Europas und Vereinfachung der Verträge mit dem Ziel,
diese klarer und verständlicher zu machen, ohne sie inhaltlich zu ändern,
auferlegt. Für 2004 wurde bereits die nächste Regierungskonferenz zur
Reform der Verträge festgelegt, ohne dass dies ein Hindernis oder eine
Vorbedingung für den Erweiterungsprozess darstellen sollte. Bekanntlich
erfolgte die Erweiterung auch ohne Verfassungsvertrag um zehn
Mitgliedstaaten zum 1. Mai 2004, und um zwei weitere Mitgliedstaaten,
nämlich Bulgarien und Rumänien, zum 1. Januar 2007. Der Europäische
Rat präzisierte auf seiner Tagung in Laeken (Belgien) vom 14./15.
Dezember 2001 dieses Vorhaben und berief einen „Konvent zur Zukunft
Europas“ unter Leitung des ehemaligen französischen Staatspräsidenten
Giscard d’Estaing ein, der zur Vorbereitung der für 2004 vorgesehenen
Regierungskonferenz zur Reform der Verträge ein „Abschlussdokument“
erstellen sollte. Diese „Konventsmethode“ hatte sich bereits bei der
Ausarbeitung der Charta der Grundrechte der Europäischen Union unter
Vorsitz des ehemaligen deutschen Bundespräsidenten Roman Herzog
bewährt. Dies diente offensichtlich als Vorbild, ungeachtet der
andersartigen Zusammensetzung und des weitergehenden Auftrags.
Diese Unterschiede haben sich offensichtlich als gravierender erwiesen
als angenommen.

2. Zusammensetzung und Arbeit des Konvents

Gemäß dem Beschluss von Laeken setzte sich der Konvent aus je einem
Vertreter der Mitgliedstaaten, 30 Mitglieder, der nationalen Parlamente, 16
Mitgliedern des Europäischen Parlaments und zwei Vertretern der
Kommission zusammen. Die Beitrittskandidaten einschließlich der Türkei
(aber noch nicht Kroatien) wurden dadurch „umfassend an den
Beratungen des Konvents beteiligt“, dass sie in gleicher Weise wie die
Mitgliedstaaten vertreten waren, ohne einen sich zwischen den
Mitgliedstaaten abzeichnenden Konsens hindern zu können. Ungeachtet
bisweilen betonter Assoziationen zum Konvent von Philadelphia von 1787,
der die Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika ausarbeitete, war
dieser Konvent keine verfassungsgebende Versammlung, sondern hatte
nur ein beratendes Mandat. Diese Rolle sieht auch Art. IV-443 EVV, der
Art. 48 EUV ablösen soll, für das „ordentliche“ Verfahren der
Vertragsänderung vor. Der Konvent bereitet die folgende
Regierungskonferenz vor. Gleichwohl stellt die Konventsmethode mit der
Einbeziehung von Mitgliedern des Europäischen Parlaments und der
Parlamente der Mitgliedstaaten den Versuch dar, die Europäische Union



den Bürgern näher zu bringen, ihre Fortentwicklung demokratisch
zurechenbar und durch eine öffentliche Debatte sowie die Möglichkeit für
jedermann, an dieser via Internet teilzunehmen, transparenter zu machen.
Unter der – nicht uneingeschränkt positiv empfundenen - straffen Führung
durch seinen Präsidenten Giscard d’Estaing gelang es dem Konvent, sich
– ohne förmliche Abstimmung – in relativ kurzer Zeit auf ein
Abschlussdokument zu einigen, den Entwurf eines Vertrages über eine
Verfassung für Europa, der dem Europäischen Rat beim Gipfel von
Thessaloniki am 20. Juni 2003 vorgelegt wurde. Der Europäische Rat
begrüßte den Entwurf als „historischen Schritt zur Förderung der Ziele der
europäischen Integration“ und „eine gute Ausgangsbasis für den Beginn
der Regierungskonferenz“. Nach einer redaktionellen Überarbeitung
wurde der Entwurf am 18. Juli 2003 der (italienischen) Präsidentschaft
überreicht. Ungeachtet der prinzipiellen Zustimmung zeigten sich bereits
Differenzen, und es war auch generell kaum zu erwarten, dass die Staats-
und Regierungschefs den von Giscard d’Estaing als „solides und
festgefügtes Ganzes“ bezeichneten Entwurf ohne intensive Diskussionen
und ohne Veränderungen mehr oder weniger „abnicken“ würden.

3. Alternative Verfassungsentwürfe

Die „Verfassungsdiskussion“ sollte nicht nur durch die „Konventsmethode“
auf eine breitere institutionalisierte Grundlage gestellt werden, sondern
ausdrücklich auch die sogenannten „Zivilgesellschaft“ einbeziehen. Dabei
kam es zu vollständig ausformulierten Alternativentwürfen, z.B. der EVP-
Fraktion und der SPE-Fraktion des Europäischen Parlaments sowie einer
deutsch-französischen Forschergruppe.

4.  Vom Konventsentwurf zum Verfassungsvertrag –  Die
Regierungskonferenzen unter italienischer und irischer
Präsidentschaft

An der von der italienischen Präsidentschaft einberufenen
Regierungskonferenz nahmen bereits die gemäß dem Beitrittsvertrag vom
16. April 2003 zum 1. Mai 2004 beitretenden zehn neuen Mitgliedstaaten
gleichberechtigt, Bulgarien, Rumänien und die Türkei als Beobachter, teil.
Bald zeigte sich, dass wichtige institutionelle Fragen strittig blieben,
insbesondere die Ponderierung der Stimmen im Rat bei Abstimmungen
mit qualifizierter Mehrheit, da Spanien und Polen auf der Beibehaltung des
ihnen durch den Vertrag von Nizza systemwidrig eingeräumten
überproportionalen Stimmengewichts beharrten. Deutschland und
Frankreich reagierten darauf mit der Androhung einer „verstärkten
Zusammenarbeit“ im Kreis der „fortschrittswilligen“ Mitgliedstaaten als
Alternative zum Verfassungsvertrag. Die Divergenzen konnten – auch
wegen unzureichender Vorbereitung durch die italienische Präsidentschaft
– nicht überwunden werden, sodass die Regierungskonferenz am 13.
Dezember 2003 in Brüssel ohne Ergebnis abgebrochen werden musste.
Damit scheiterte auch der Plan, den Verfassungsvertrag vor den Wahlen
zum Europäischen Parlament im Juni 2004 den Bürgern präsentieren zu
können. Sowohl die Erweiterung der EU um zehn Mitgliedstaaten zum 1.
Mai 2004 als auch die Wahlen zum Europäischen Parlament am 13. Juni



2004 fanden ohne die Einigung auf einen Verfassungsvertrag statt, der
offenbar wenig vermisst wurde. Die Europawahlen waren hauptsächlich
von innenpolitischen Themen bestimmt und wurden als
„Denkzettelwahlen“ missbraucht, und dies keineswegs nur von
sogenannten „Protestparteien“ und EU-Gegnern. Angesichts dessen
durfte man sich über Wahlbeteiligungen bis hin zu unter 20 Prozent nicht
wundern. Die ernüchternde Europawahl dürfte als „Warnhinweis“ für die
Regierungen gewirkt haben, sich jetzt doch auf einen Verfassungstext zu
einigen. Die irische Präsidentschaft erhielt den Auftrag, die Konsultationen
weiter zu führen. Der Regierungswechsel in Spanien und die dadurch
drohende Isolation Polens erleichterte eine Einigung, die schließlich auf
dem Gipfel des Europäischen Rates in Brüssel am 17./18. Juni 2004
erreicht wurde. Nach einer letzten Überarbeitung wurde der „Vertrag über
eine Verfassung für Europa“ am 29.  Oktober 2004 von den Staats- und
Regierungschefs der 25 Mitgliedstaaten in Rom unterzeichnet.

5. Was ist neu am Verfassungsvertrag?

Der Verfassungsvertrag umfasst 448 Artikel. Hinzu kommen 35 Protokolle
und zwei Anhänge, die gemäß Art. IV-442 EVV Bestandteil des Vertrages
sind. Allein dieser Umfang und die sprachliche Unverständlichkeit des
Vertrages sollen Hauptgründe für die Ablehnung  gewesen sein. Auf den
von Bundeskanzlerin Merkel und dem neu gewählten französischen
Staatspräsidenten Sarkozy favorisierten Plan, sich auf einen „kurzen“
Vertrag zu einigen, der die Regelungen des Teils I des
Verfassungsvertrags über die Institutionen enthalten soll, ist noch
einzugehen. Bereits hier ist aber darauf hinzuweisen, dass damit ein
wesentliches Ziel des Verfassungsvertrages, nämlich die Aufspaltung in
mehrere Verträge zu überwinden, aufgegeben würde. Der
Verfassungsvertrag will nämlich die sogenannte Säulenstruktur des
Vertrags von Maastricht überwinden, indem er die gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik (GASP) und die nach dem Vertrag von Amsterdam,
durch den Visa-, Asyl-, Einwanderungs- und andere Politiken des freien
Personenverkehrs in die erste Säule übertragen, d.h. „vergemeinschaftet“
wurden, in der sogenannten dritten Säule verbliebene polizeiliche und
justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (PJZS) mit der bisherigen
ersten Säule, der EG, in einer einheitlichen „Union“ verbunden werden.
Dass dies hinsichtlich der GASP in der Sache nicht wirklich gelingt, ist
eine andere Frage. Nicht integriert wurde der fortbestehende EAG-
Vertrag. Hinsichtlich der Reform der Institutionen werden die
Kompetenzen des Europäischen Parlaments dadurch weiter gestärkt,
dass das Mitentscheidungsverfahren von Europäischem Parlament und
Rat, das bereits jetzt gemäß Art. 251 EGV qualitativ gesehen in den
meisten Fällen zur Anwendung kommt, weiter ausgedehnt und
ausdrücklich zum „ordentlichen Gesetzgebungsverfahren“ erklärt wird. Der
Europäische Rat wird zu einem der fünf Organe der Union. Zur
Gewährleistung der Kontinuität und Effektivität seiner Arbeit wird das
bisherige Rotationsverfahren mit der „Präsidentschaft“ eines
Mitgliedstaates unter Leitung von dessen Staats- bzw. Regierungschef
durch die Wahl eines Präsidenten für einen Zeitraum von 2 ½ Jahren bei
einmaliger Wiederwahlmöglichkeit ersetzt. Für den Rat („Ministerrat“)



bleibt das bisherige Rotationssystem aber erhalten, mit Ausnahme des
Rates für auswärtige Angelegenheiten. Der Präsident des Europäischen
Rates vertritt die EU nach außen im Bereich der GASP zusammen mit
dem neugeschaffenen Europäischen Außenminister. Ein heftig
umstrittener Punkt war die Zusammensetzung der Kommission, für die nur
ein dilatorischer Kompromiss gefunden werden konnte. Hinsichtlich des
Rechtsschutzes kam es zu keinen gravierenden Änderungen. Der weitest
gehende Vorschlag war die Einführung einer „Charta-Beschwerde“ nach
Art einer Verfassungsbeschwerde bei Verletzungen der europäischen
Grundrechte-Charta, die als Teil II in den Verfassungsvertrag
übernommen wird. Um das demokratische Element in der Union zu
stärken, werden ausdrücklich die nationalen Parlamente in die Tätigkeiten
der Union einbezogen. Die Rechtsakte werden weitgehend sachgerecht
neu bezeichnet: An die Stelle der Verordnung tritt das Europäische
Gesetz, an die Stelle der Richtlinie das Europäische Rahmengesetz. Einer
der Hauptaufträge von Laeken war, eine klarere Kompetenzverteilung
zwischen Union und Mitgliedstaaten zu finden. Häufig gefordert wurde ein
Kompetenzkatalog, was sich aber angesichts der Struktur der Union und
des Unionsrechts als schwierig erweist. Der Verfassungsvertrag schreibt
die Kompetenz der Mitgliedstaaten fest und betont, dass die
Mitgliedstaaten in der Verfassung die Kompetenzen auf die Union
übertragen. Damit wird dem Vorhaben, die Verfassung als
kompetenzbegründend im Sinne des Ergebnisses einer
„verfassungsgebenden Gewalt“ erscheinen zu lassen, eine Absage erteilt.
Die bisherigen Grundprinzipien der begrenzten Einzelermächtigung, der
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit werden bestätigt. Erstmals wird
ausdrücklich der Vorrang des primären und sekundären Unionsrechts
festgeschrieben (Art. I-6 EVV), was nach einer Erklärung dazu die
bisherige Rechtssprechung des EuGH bestätigen soll, und im Übrigen die
verfassungsrechtlichen Restvorbehalte in den Mitgliedstaaten nicht
beseitigen kann. Statt eines Kompetenzkatalogs erfolgt eine
Differenzierung nach Kompetenztypen, die Aussagen über die
Kompetenzverteilung zwischen der Union und den Mitgliedstaaten und
hinsichtlich der Kompetenzdichte, d.h. Art (Handlungsformen) und Inhalt
(materielle Limitierungen) der Unionskompetenzen treffen. Diese
Kategorisierung und Zuordnung ist neu am Verfassungsvertrag. Eine
materielle Kompetenzeinschränkung findet allerdings nicht statt. Eher wird
in Teil III, der die Materien des EG-Vertrags und der operativen Felder des
EU-Vertrags übernimmt, die Tendenz zu Kompetenzerweiterungen der
Union gesehen. Artikel I-60 EVV enthält ausdrücklich das Recht zum
geordneten Austritt eines Mitgliedstaates aus der Union. Insgesamt lässt
sich sagen, dass in vielen Bereichen der Verfassungsvertrag Neuerungen
enthält, die von seinen Gegnern gefordert werden, während manche Kritik
Bereiche betrifft, die bereits das gegenwärtige Unions- bzw.
Gemeinschaftsrecht vorsieht, z.B. die Rechtsgrundlagen für die
umstrittene Dienstleistungsrichtlinie.

V. Das (vorläufige) Scheitern des Verfassungsvertrags

1. Der Ratifikationsprozess



Der Ratifikationsprozess in den Mitgliedstaaten, der mit der Billigung des
Verfassungsvertrags durch die innerstaatlich dafür zuständigen Organe,
d.h. in jedem Fall der Parlamente, begann, lief in einigen Mitgliedstaaten
relativ zügig an, während andere sich abwartend verhielten – und noch
verhalten. Von Anfang an wurden obligatorische oder fakultative
Volksabstimmungen (Referenden) als prekär angesehen, da diese schwer
kalkulierbar sind und anders, jedenfalls mehr als parlamentarische
Abstimmungen, denen ein interner Beratungsprozess vorangeht oder
jedenfalls vorangehen sollte, von Tagesstimmungen abhängen können.
Bis zum Referendum in Frankreich am 29. Mai 2005 hatten Litauen,
Ungarn, Slowenien, Spanien – nach einem Referendum mit 77,7% Ja-
Stimmen – und Italien den Verfassungsvertrag ratifiziert. In Deutschland
hatte der Bundestag bewusst wenige Tage zuvor zugestimmt, um für
Frankreich ein Zeichen zu setzen – wahrscheinlich mit kontraproduktiver
Wirkung. Nach den ablehnenden Referenden in Frankreich und den
Niederlanden beschloss der Europäische Rat von Brüssel vom 16./17.
Juni 2005 eine sogenannte „Reflexionsphase“ (um den doppeldeutigen
Begriff „Denkpause“ zu vermeiden), die ein Jahr später vom Europäischen
Rat verlängert wurde, wobei zugleich ein „zweigleisiger Ansatz“ vereinbart
wurde. Zum einen sollten die Möglichkeiten, die die derzeitigen Verträge
bilden, bestmöglich ausgeschöpft werden – derartige Tendenzen sind in
der Rechtsprechung des EuGH und auch in Initiativen des Europäischen
Parlaments und der dafür prinzipiell zuständigen Kommission (vgl. Art. 42
EVV) unverkennbar; zum anderen sollte der Vorsitz dem Europäischen
Rat in der ersten Jahreshälfte 2007 einen Bericht vorlegen, der sich auf
ausführliche Konsultationen mit den Mitgliedstaaten stützt und eine
Bewertung des Stands der Beratungen über den Verfassungsvertrag und
mögliche künftige Entwicklungen aufzeigen soll. Diese Aufgabe kommt
Deutschland zu. Spätestens im zweiten Halbjahr 2008 sollten danach
konkrete Schritte für die Fortsetzung des Reformprozesses unternommen
werden. Einige Mitgliedstaaten setzten den Ratifikationsprozess fort,
wobei in Luxemburg die Billigung des Verfassungsvertrags in einer
Volksabstimmung erfolgte, die Premierminister Jean-Claude Juncker
allerdings mit einer Art Vertrauensfrage verbunden hatte, wobei die
Zustimmung (bei Abstimmungspflicht) mit 56,52% nicht gerade
überwältigend ausfiel. Derzeit haben, wie gesagt, 16 (nicht wie zum Teil
auch amtlicherseits fälschlich verbreitet 18) der 27 Mitgliedstaaten den
Verfassungsvertrag ratifiziert. In Dänemark und Irland stehen noch
obligatorische Referenden aus. Dänemark hat das für 2005 geplante
Referendum bewusst ausgesetzt. Zu Referenden kommt es
möglicherweise auch noch in Polen, der Tschechischen Republik und dem
Vereinigten Königreich.

2. Gründe für die ablehnenden Volksabstimmungen in Frankreich und
den Niederlanden

In Frankreich stimmten am 29. Mai 2005 bei einer  Beteiligung von 69,4%
der Stimmberechtigten 54,7% gegen das Ratifizierungsgesetz zum
Verfassungsvertrag. Diesem „Non“ folgte am 1. Juni 2005 das „Nee“ der
Niederländer mit 61,6% bei 63% Beteiligung. Die relativ hohe
Abstimmungsbeteiligung in beiden Staaten, verglichen z.B. mit



Europawahlen, zeigt das große Interesse, das diese Frage in beiden
Staaten fand. Die öffentliche Diskussion war in Frankreich, dann aber
auch in den Niederlanden heftig. In Frankreich wurden die Bürger unter
anderem durch die Versendung des vollständigen Textes an alle
Haushalte informiert. Die vollständige Lektüre tut sich wahrscheinlich aber
nur der an, der dies berufsmäßig muss. Von politischer und
wissenschaftlicher Seite, hier von der Politikwissenschaft wie von der
Rechtswissenschaft, setzte eine intensive Ursachenforschung ein. War
das Scheitern des französischen Verfassungsreferendums ein Sieg der
Angst? Bedeuten die Referenden eine Wende, das Ende oder eine Delle
des Integrationsprozesses? Innenpolitische Motive wurden ebenso
ausgemacht wie allgemein europapolitische, am wenigsten spezifische
Einwände gegen den Verfassungsvertrag selbst. In Frankreich dürfte das
Votum durch die Debatte um die umstrittene Dienstleistungsrichtlinie und
den Türkeibeitritt beeinflusst gewesen sein.

3. Insbesondere: Der problematische Begriff „Verfassung“

Ein Kritikpunkt richtete sich spezifisch gegen den Verfassungsvertrag
selbst, und zwar gegen die Verwendung des Begriffs „Verfassung“. Dies
ist auch der Grund, warum dieser Begriff in der Berliner Erklärung
peinlichst vermieden wird. In der Befürchtung, die nationale Verfassung
als Ausdruck nationaler Identität – die gemäß Art. I-5 Abs. 1 EVV, der an
Art. 6 Abs. 3 EUV anknüpft, von der Union „geachtet“ wird – werde durch
die Europäische Verfassung verdrängt, zeigt ein grundsätzliches
Misstrauen gegen den gegenwärtigen Integrationsprozess. Dies muss
ernst genommen werden, gerade gegenüber den neu beigetretenen
Mitgliedstaaten, die, der Hegemonie der Sowjetunion und der Breschnew-
Doktrin entronnen, nicht unter eine Brüsseler Hegemonie und mit einer
entsprechenden Doktrin geraten wollen. Die mit dem Beitritt zu einer
Integrationsgemeinschaft wie der Europäischen Union notwendig
verbundenen Souveränitätseinschränkungen und
Souveränitätsübertragungen und die damit verbundenen Folgen der
Reduktion eigenständiger politischer  Gestaltungsfreiheit müssen dort
vermittelt und verinnerlicht werden – ein Prozess, der, wie die Akzeptanz
der Folgen des Anwendungsvorrangs des Gemeinschaftsrechts zeigt,
auch in den „alten“ Mitgliedstaaten Probleme bereitet. Der
Verfassungsbegriff, der als Integrationsfaktor gedacht war, hat sich wohl
als sein Gegenteil erwiesen.

VI. Kritisches zur Europäischen „Wertegemeinschaft“

1. Die Europäische Union als Rechts- und Wertegemeinschaft

Die Europäische Gemeinschaft und die Europäische Union verstehen sich
als Rechtsgemeinschaft und sie können nur als solche bestehen. Dieser
von Walter Hallstein geprägte Begriff wird vom EuGH in ständiger
Rechtsprechung verwendet. Er schlägt sich in den
Gemeinschaftsgrundrechten und rechtsstaatlichen Garantien – am Begriff
„staatlich“ sollte man sich hier angesichts der Übernahme staatlicher
Funktionen nicht stören –, die der EuGH aus den Rechtserkenntnisquellen



der Europäischen Menschenrechtskonvention und der gemeinsamen
Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine
Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts entwickelt hat und die in der
Charta der Grundrechte der Europäischen Union, die Teil II des
Verfassungsvertrags werden sollte, nieder.
 Diese Rechtsgemeinschaft ist auch ein Element der
„Wertegemeinschaft“, als die sich die Europäische Union versteht. Auf den
allen Mitgliedstaaten gemeinsamen Grundsätzen der Freiheit, der
Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie
der Rechtsstaatlichkeit beruht gemäß Art. 6 Abs. 1 EUV die Union. Die
Achtung dieser Grundsätze ist Voraussetzung eines Beitrittsantrags zur
Europäischen Union (Art. 49 Abs. 1 Satz 1 EUV), bei ihrer Verletzung
können Sanktionen gemäß Art. 7 EUV verhängt werden. Art. I-2 EVV führt
ausdrücklich „Werte der Union“ an, auf die sich die Union gründet, nämlich
„die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit,
Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte einschließlich
der Rechte der Personen, die Minderheiten angehören. Diese Werte sind
allen Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch
Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und
die Gleichheit von Frauen und Männern auszeichnet“. Diese Werte sollen
von der Union nicht nur im Innern verwirklicht, sondern auch in ihren
Beziehungen zur übrigen Welt geschützt und gefördert werden (Art. I-3
Abs. 4 Satz 1 EVV).

2. Grenzen der Wertegemeinschaft

a) Erweiterungspolitik und Außenbeziehungen

Hinsichtlich der vielbeschworenen Wertegemeinschaft zeigen sich aber
durchaus Grenzen. So ist durchaus einer Frage würdig, ob die
sogenannten Kopenhagener Kriterien, die auch auf der Basis der
Wertegemeinschaft für die Aufnahme neuer Mitgliedstaaten entwickelt
wurden, konsequent angewendet werden wurden und werden. Freilich:
Sie lassen ebenso viel politischen Spielraum wie die Kriterien für die
Europäische Außenpolitik, hier hauptsächlich die Außenwirtschaftspolitik
und die wirtschaftliche Zusammenarbeit. Neben den „Werten“ sollen
gemäß Art. I-3 Abs. 4 Satz 2 EVV ja auch die „Interessen“ der Union
geschützt und gefördert werden.

b) Divergenzen im Innern

Divergenzen bestehen aber auch im Innern, d.h. zwischen den
Mitgliedstaaten selbst. Hier können nur einige Problemfälle genannt und
auf aktuelle Herausforderungen hingewiesen werden. Selbst über den
Inhalt der „Menschenwürde“ besteht keineswegs Einigkeit. Daher wurden
bei der Erstellung der Grundrechte-Charta die Fragen des Beginns des
menschlichen Lebens und ob der Nasciturus selbst grundrechtsfähig ist
nicht geklärt und daher offen gelassen. Die Einschätzung, dass die
Menschenwürde vor allem im Bereich der Biomedizin mit dem
Kompetenzansatz der Forschungsförderung (Art. 163 ff. EGV) praktische
Bedeutung erlangen dürfte, hat sich bald bewahrheitet. Nach dem Siebten



Forschungsrahmenprogramm der EG soll die embryonenverbrauchende
Stammzellenforschung gefördert werden, worin man in Deutschland zum
Teil einen Verstoß gegen die Menschenwürde sieht. Es wird erwogen,
darin in Deutschland einen Anlass zu sehen, über die Menschenwürde in
weiteren europäischen Zusammenhängen neu nachzudenken. Ist die
Menschenwürde also doch nicht so unantastbar wie behauptet? Dabei soll
nicht verschwiegen werden, dass der Embryonenschutz in Deutschland
durchaus Ungereimtheiten aufweist. Oder muss man selbst in solchen
Bereichen Differenzierungen zulassen? Denn es betrifft sicherlich
qualitativ eine andere Stufe, wenn der EuGH dadurch Raum für die
Leitvorstellungen eines Mitgliedstaates ließ, als er das Verbot der
Aufstellung eines Laserdroms mit Laserspielen, das deutsche Behörden
und Gerichte mit einem Verstoß gegen die Menschenwürde begründet
haben, im Hinblick auf die Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit
unbeanstandet ließ. Wird das im Rahmen des Rechts auf Unversehrtheit
in Art. 3 Abs. 2 der Grundrechte-Charta ausgesprochene Verbot
eugenischer Praktiken, insbesondere derjenigen, welche die Selektion von
Personen zum Ziel haben, das Verbot, den menschlichen Körper und
Teile davon als solche zur Erzielung von Gewinnen zu nutzen und das
Verbot des reproduktiven Klonens von Menschen wirklich einheitlich
durchgesetzt werden, und wie steht es für andere Formen des Klonens,
für die keine einheitliche Aussage erreicht werden konnte? Wird es zur
Durchsetzung nationaler Verbote therapeutischen Klonens den
Mitgliedstaaten rechtlich gestattet bleiben, die Importe aus anderen
Mitgliedstaaten, die dies zulassen, zu untersagen, oder wird nicht letztlich
der rechtspolitische Druck solche Verbote aus Gründen des
„Wettbewerbs“ fallen lassen?  Ungeachtet der Definition in der
Völkerrechtskonvention der Vereinten Nationen werden auch der Begriff
der „Folter“ und die Tragweite ihres Verbots keineswegs einheitlich
gesehen, zugegebenermaßen in Grenzfällen (einzige Rettungsmöglichkeit
bei präventiven Maßnahmen mit Verwertungsverbot für folgene repressive
Maßnahmen) auch in Deutschland selbst nicht. Auch über die Frage des
unerlässlich gebotenen Rechtsschutzes besteht keineswegs Einigkeit,
nicht nur in der besonders heiklen Frage, wie mit der gemeinschaftlichen
und innerstaatlichen Umsetzung bzw. Durchsetzung sogenannter gezielter
Sanktionen („targeted“ oder sog. „smart“ sanctions) der Vereinten
Nationen gegenüber Individuen umgegangen werden soll. Die Zuordnung
von Freiheit und Sicherheit erweist sich auch im angestrebten
europäischen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts als
Quadratur des Kreises. Zunehmend fragwürdig sind auch die steigenden
Tendenzen zur Reglementierung auf europäischer Ebene, die sich nicht
nur in den sogenannten Antidiskriminierungsrichtlinien und der
sogenannten Health Claims-Verordnung zeigen.

Bezeichnend für den Stand der „Wertegemeinschaft“ ist schließlich, dass
nicht nur für „Gott“ im Europäischen Verfassungsvertrag kein Platz war,
sondern auch ansonsten alles konkret „Geistige“ vermieden wurde und
man sich auf eine eher allgemeine Formel beschränkte. Auch der
Vorspruch aus dem Epitaphios des Perikles aus Thukydides Geschichte
des Peloponnesischen Krieges, über dessen Sinnhaftigkeit an dieser
Stelle man durchaus, aber immerhin streiten kann, wurde gestrichen.



Daran, dass Europa ungeachtet aller Irrungen und Wirrungen, Kriege und
Grausamkeiten eine durch Jahrhunderte alte kulturelle, religiöse und
humanistische Überlieferung geprägte europäische Wertegemeinschaft
bildet, erinnert in der Präambel des Verfassungsvertrags nichts. Gibt dies
vielleicht den aktuellen Zustand richtig wieder?

VII. Perspektiven

1. Gefahren für die europäische Integration

Der Erfolg der europäischen Integration wird als selbstverständlich
angesehen, und gerade diese Gefühl der Selbstverständlichkeit stellt eine
der Gefahren dar, die der Erfolgsgeschichte der Europäischen Integration
drohen. Der Europa-Gedanke wurde nach dem Zweiten Weltkrieg von den
Erfahrungen und Schrecken eben dieses Krieges geprägt. Der Ost-West-
Gegensatz und die Bedrohung durch den sogenannten Ostblock förderte
nicht nur das militärische Bündnis der N ATO sondern auch die
wirtschaftliche Einigung. Mit der Überwindung der Spaltung Europas
entfielen diese „negativen“ Anreize. Die positiven Anreize eines Raumes
ohne Binnengrenzen mit freiem Warenverkehr, Freizügigkeit und Wegfall
der Grenzkontrollen sowie vor allem einer langen Friedensperiode mit
auch dadurch bedingtem wirtschaftlichen Aufschwung werden nicht mehr
bewusst wahrgenommen, daher auch nicht gewürdigt. Dagegen wird
„Europa“ für negative Erscheinungen wie Arbeitslosigkeit verantwortlich
gemacht, wobei Konkurrenz und ggf. Produktionsverlagerungen ja
tatsächlich Folgen eines Raumes ohne Binnengrenzen sind. Hinzu tritt
Unmut über manche wenig sinnvoll erscheinende Aktivität, über
Überreglementierung, über Subventionsbetrug in den dafür anfälligen
Fördersystemen vor allem im Agrarbereich und über andere vermeintliche
oder tatsächliche Skandale. Dieser Schieflage der Wahrnehmung muss
entgegen gewirkt werden, zum einen durch eine entsprechende Politik,
zum anderen aber auch durch eine sachgerechte Darstellung der
Probleme und ihrer Lösungsmöglichkeiten.

Zu einer entsprechenden Politik gehört auch, die Balance zwischen der
Gemeinschaft bzw. Union und den Mitgliedstaaten zu wahren. Hier ist der
EuGH nicht mehr als Motor der Integration, sondern als
Verfassungsgericht gefordert. Das Subsidiaritätsprinzip muss ernst
genommen werden, wozu freiwillig gehört, es nicht als politisches
Schlagwort zu missbrauchen.

Schließlich ist auch nach den möglichen Grenzen der europäischen
Integration zu fragen. Die Vorstellung, Erweiterung und Vertiefung
vertrügen sich problemlos, hat sich wohl als Illusion erwiesen.

Ob die Frage nach der „Finalität“ der Europäischen Union befriedigend
beantwortet werden kann oder auch nur beantwortet werden muss,
erscheint angesichts doch recht unterschiedlicher Vorstellungen der
Mitgliedstaaten zweifelhaft.



2. Was wird aus dem Verfassungsvertrag?

Die, wie Art. IV-443 Abs. 4 EVV zeigt, abstrakt durchaus einkalkulierten
“Ratifikationsunfälle” in Frankreich und den Niederlanden haben nicht nur
die Staats- und Regierungschefs, sondern auch die Wissenschaft
beschäftigt und zu den unterschiedlichsten Folgerungen geführt. Die
Gemeinschaftsorgane, insbesondere der EuGH, bemühen sich, Teile des
Verfassungsvertrags auf der Basis der bestehenden „Verfassung“, d.h.
den geltenden Verträgen, in der Sache zu verwirklichen. Dies ist auch
ausdrücklich ein Teil der vom Europäischen Rat verfolgten Strategie. Die
deutsche Ratspräsidentschaft unter Bundeskanzlerin Merkel versucht
wohl, unterstützt vom französischen Staatspräsidenten Sarkozy, einen
„vereinfachten“ Vertrag („Treaty light“) auf der Basis von Teil I des
Verfassungsvertrags zu erstellen, der – wenn man den Hinweis auf die
Wahlen zum Europäischen Parlament 2009 in der Berliner Erklärung so
versteht – bis dahin nicht nur unterzeichnet, sondern ratifiziert sein soll.
Während Sarkozy, an sich – oder zumindest bisweilen – ein Befürworter
von Plebisziten, dadurch wohl ein erneutes Referendum in Frankreich (es
ist dort ja nicht obligatorisch) vermeiden möchte, geht es der
Bundeskanzlerin um den angestrebten „Durchbruch“ im
Verfassungsprozess. Selbst wenn ein entsprechender
Grundsatzbeschluss erreicht werden sollte – wie soll nämlich mit den
bereits erfolgten 16 Ratifikationen zum beschlossenen Verfassungsvertrag
von Rom umgegangen werden-, ist mehr als zweifelhaft, ob damit ein
wirklicher „Durchbruch“ erzielt wird. Denn selbst hinsichtlich des Teils I
sind einige Fragen, insbesondere die Abstimmungsregeln im Rat, nicht
unangefochten, und es kann nur davor gewarnt werden, hier durch noch
faulere Kompromisse als in Nizza die Zustimmung zu erkaufen. Das Ziel
einer Vereinheitlichung der Verträge würde aufgegeben. Der wegen seiner
Länge kritisierte Teil III des Verfassungsvertrags enthält das gesamte
materielle Recht der EG und der operativen Felder der EU, sodass
insoweit der EG-Vertrag und der EU-Vertrag aufrechterhalten bleiben, soll
das Chaos aber nicht perfekt werden, mit dem „abgespeckten“ („light“)
Verfassungsvertrag abgestimmt werden müssten. Die unzulängliche
Abstimmung von Teil I und Teil III des Verfassungsvertrags führt bereits
bislang zu unnötigen Wiederholungen, zum Teil sogar zu Widersprüchen.
Hier bestünde, wenn man sich an der Länge des Vertragstextes stört,
nicht unerhebliches Kürzungspotential. Schließlich ist fraglich, ob die
Verweisung in einen Anhang oder ein Protokoll der Bedeutung der
Grundrechte-Charta gerecht wird.

3. Verfassungsvertrag und Zukunft der Europäischen Union

Es wurde behauptet, auf der Basis des Vertrages von Nizza sei die
Europäische Union angesichts ihrer Erweiterung nicht zukunftsfähig.
Derzeit wird aber trotz der Erweiterung um zwölf Mitgliedstaaten auf der
Basis  dieses am 1, Februar 2003 in Kraft getretenen Vertrages und der
Änderung durch die Beitrittsverträge von 2003 und 2005 die Europäische
Union fortgeführt, der Verfassungsvertrag offenbar kaum vermisst.
Probleme wie die Aufblähung der Kommissionstätigkeit durch die
Schaffung von Betätigungsfeldern für die 27 Kommissare müssen politisch



gelöst werden; das betreffende Konfliktpotential bestünde auch nach dem
Verfassungsvertrag „light“. Die Verknüpfung des Verfassungsvertrags mit
künftigen Erweiterungen kann sich durchaus als wechselseitiger
Hemmschuh für beides erweisen. Die „Verfassungskrise“ der
Europäischen Union, von manchen als „Verfassungsfalle“ bezeichnet, darf
aber letztlich ebenso wenig wie manche größeren und kleineren
Unzulänglichkeiten den Blick auf die Gesamtbilanz einer in der Tat
beispiellosen Erfolgsgeschichte verstellen. Sie  wird die Europäische
Union nicht in ihrem Fortbestand gefährden.


